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Berichte 

Verbund Weiterbildungsstatistik legt Daten 
für 2010 vor 

Zum neunten Mal veröffentlicht das 
Deutsche Institut für Erwachsenenbil-
dung (DIE) die „Weiterbildungsstatistik 
im Verbund“. Im aktuellen Berichtsjahr 
2010 fasst sie Daten aus fünf großen Or-
ganisationen allgemeiner und politischer 
Weiterbildung zusammen. Am „Verbund 
Weiterbildungsstatistik“ sind der Arbeits-
kreis deutscher Bildungsstätten e. V. (AdB), 
der Bundesarbeitskreis Arbeit und Leben 
e. V. (BAK AL), die Deutsche Evangeli-
sche Arbeitsgemeinschaft für Erwachse-
nenbildung e. V. (DEAE) und die Katho-
lische Bundesarbeitsgemeinschaft für Er-
wachsenenbildung (KBE) beteiligt. Hinzu 
kommt als assoziierter Partner der Deut-
sche Volkshochschul-Verband e. V. (DVV). 
Das kommentierte Tabellenwerk enthält 
umfassende Informationen zu Rechts-
formen, Personal, Finanzierung und 
Veranstaltungsprofilen der beteiligten 
Weiterbildungsorganisationen und steht 
im Internet kostenlos zur Verfügung. 

Wichtige Ergebnisse aus der Ver-
bundstatistik 2010 im Überblick: 
 Im Verbund wurden rund 1,2 Millio-

nen Weiterbildungsveranstaltungen 
durchgeführt. 

 Das Zeitvolumen der durchgeführten 
Veranstaltungen betrug insgesamt 22 
Millionen Unterrichtsstunden. 

 2010 wurden 19,4 Millionen Teil-
nahmen an Veranstaltungen der be-
teiligten Organisation gezählt. 

 Im Verbund waren 14.400 Mitarbei-
ter/innen hauptberuflich beschäftigt. 
297.000 Menschen waren im Ver-
bund ehrenamtlich, neben- oder frei-
beruflich tätig. 

 Die Teilnehmenden trugen 35 Pro-
zent der Kosten für Weiterbildung 
durch Gebühren und Entgelte. 26 
Prozent wurden von den Trägern der 
Einrichtungen aufgebracht (inkl. 
kommunale Träger bei Volkshoch-
schulen), 29 Prozent stammten aus 
verschiedenen öffentlichen Haushal-
ten. Die Einrichtungen warben 10 
Prozent sonstige Mittel ein. Das ge-
samte Finanzvolumen lag bei 1,5 Mil-
liarden Euro. 

Für die Weiterbildungsstatistik 2010 
wurden Daten von 1.927 Einzeleinrich-
tungen ausgewertet. Diese Angaben 
wurden auf die insgesamt ca. 2.240 Wei-
terbildungseinrichtungen im Verbund 
hochgerechnet. Damit deckt die Ver-
bundstatistik etwa ein Fünftel der Ein-
richtungen der organisierten Weiterbil-
dung in Deutschland ab und leistet einen 
wichtigen Beitrag zur Transparenz über 
einen bedeutenden Teilbereich der Wei-
terbildungslandschaft. 

Quelle: Pressemitteilung DIE; Link zur 
Statistik: www.die-bonn.de/doks/2012-
weiterbildungsstatistik-01.pdf 

pf 

Honorare in der Weiterbildung 

Von der Gewerkschaft verdi wurde im 
Rahmen der Beratung für „Selbstständi-
ge“ die Möglichkeit aufgebaut, Honorare 
aus der Weiterbildung in die Honorarta-
belle von mediafon.net einzugeben. Dies 
wird mittlerweile verstärkt genutzt. In-
zwischen können dort auch über 800 
Honorare aus vielen Bereichen der Wei-
terbildung eingesehen werden.  

Seit 2008 wertet netzwerk-weiter-
bildung.info die dort eingetragenen Hono-
rare aus. Selbstverständlich sind die Ergeb-
nisse nicht repräsentativ. Man kann, nie-
mand muss ein Honorar eingeben. Einige 
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Eingaben konnten wegen fehlender Daten 
nicht für die vorliegende Auswertung ge-
nutzt werden. Die Zahl der ausgewerteten 
Honorarsätze stimmt daher nicht mit der 
Zahl der eingegebenen Datensätze überein.  

In die Untersuchung einbezogen wur-
den 121 Honorarsätze für 2009, 186 Ho-
norarsätze für 2010, 252 Honorarsätze für 
2011 und 94 Honorarsätze für 2012 (Stand 
27.06.2012). Um eine Vergleichbarkeit der 
Daten zu ermöglichen, wurden alle Anga-
ben auf einer einheitlichen Vergütungsbasis 
von 45 Unterrichtsminuten je Unterrichts-
einheit (UE) ausgewiesen. Davon abwei-
chende Angaben wurden entsprechend 
umgerechnet. Grundlage ist also eine klei-
ne, nicht repräsentative Stichprobe, die 
aber trotzdem interessant ist und Anhalts-
punkte deutlich machen kann.  

Die weiterhin steigende Zahl von ein-
gegebenen Honoraren lässt einige Aussa-
gen über die allgemeine Entwicklung der 
erfassten Honorarsätze in der Weiterbil-
dung zu: Wie in den Vorjahren befinden 
sich die meisten Honorare im Bereich bis 
20 €/Unterrichtseinheit. Für den Zeitraum 
2011/2012 waren es 225 von 347 Honora-
ren, das entspricht 65 %. Auf über 25 € je 
Unterrichtseinheit entfielen 71 oder 20,5 % 
der Honorare. Es werden – bei den erfass-
ten Fällen – in der Weiterbildung vorwie-
gend Armutshonorare gezahlt. 

Der größte Teil des Unterrichts wird 
auf Basis von Honorarverträgen er-
bracht. Viele Honorarkräfte arbeiten ne-
benberuflich. Doch die Zahl der „Selbst-
ständigen“ in der Weiterbildung nimmt 
zu. Was für die einen ein Zusatzein-
kommen darstellt, reicht für die anderen 
kaum zum Leben. Während eine neben-
berufliche Lehrtätigkeit in der Regel so-
zialversicherungsfrei und häufig auch 
steuerrechtlich privilegiert ist (z. B. durch 
die Übungsleiterpauschale), muss bei 
selbstständiger Tätigkeit der volle Sozial-
versicherungsbeitrag durch die Honorar-
kraft gezahlt werden. 

Bei einem Honorarsatz von 20 €/UE 
und einer Jahresstundenzahl von 1.100 
Unterrichtsstunden (44 Wochen je 25 
Unterrichtsstunden) beliefe sich das Jah-
reseinkommen auf 22.000 €. Davon sind 
zunächst die Sozialversicherungsbeiträge 
(ohne Arbeitslosenversicherung) zu ent-
richten. Das wären ca. 8.200 €. Vor Steu-
ern blieben dann noch 13.800 € übrig. 
Allein für die Rentenversicherung fielen 
gut 4.300 € an Prämien an. Mit diesen 
Prämien ist am Ende des Erwerbslebens 
(45 Beitragsjahre) gerade mal eine Rente 
drin, die sich auf dem Niveau der soge-
nannten „Grundsicherung im Alter“ be-
wegt. Honorarsätze von 20 € und darun-
ter führen bei Selbstständigen in der 
Weiterbildung automatisch zu Altersar-
mut. Eine ausreichende Absicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
damit nicht möglich.  

Die Angaben differenzieren zwischen 
den Weiterbildungsbereichen. Drei Be-
reiche liegen mit dem durchschnittlichen 
Honorar z. T. deutlich unter der Marke 
von 20 €/UE: Dass ist der Bereich der 
Fremdsprachen, zweitens die öffentlich 
geförderte Weiterbildung durch die BA 
und das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge und drittens allgemeine Kur-
se der Volkshochschulen und vergleich-
bare Bildungsangebote. Kurse im Be-
reich der EDV und an Hochschulen lie-
gen im Schnitt im Bereich von 24 und 28 €/ 
UE. Die Bereiche der politischen Bil-
dung und der beruflichen Weiterbildung 
liegen mit durchschnittlichen Honorars-
ätzen von 42 und 53 €/UE deutlich dar-
über. Nur in diesen beiden Weiterbil-
dungsbereichen lässt sich anscheinend 
ein auskömmliches Honorar erzielen. 

Die von öffentlichen Aufträgen ab-
hängige Weiterbildung wird weiterhin 
schlecht bezahlt. Das betrifft besonders 
die von der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) geförderten Bereiche der Berufli-
chen Bildung und Bewerbungstrainings 
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und die über das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) finanzierten 
Kurse für Deutsch als Fremdsprache 
(DaF) sowie Integrationskurse. 

Alle Bereiche haben gegenüber der 
letzten Auswertung die Durchschnitts-
honorare leicht gesteigert. Die durch-
schnittlichen Honorarsätze bewegen sich 
jetzt zwischen 17,02 €/UE bei Bewer-
bungstrainingsmaßnahmen und 19,16 €/ 
UE bei Maßnahmen der Beruflichen 
Weiterbildung durch die BA. 

Die durchschnittlichen Honorare bei 
DaF (18,78 €/UE) und in Integrations-
kursen (18,10 €/UE) sind ebenfalls leicht 
gestiegen. Die Daten stimmen mit An-
gaben der Bundesregierung überein, wo-
nach der überwiegende Teil der Kursträ-
ger angab, mindestens 18 € als Honorar-
satz zu zahlen. 

Die durchschnittlichen Honorarsätze 
für fremdsprachlichen Unterricht sind 
auf 16,35 €/UE gefallen. Von den jetzt 
ausgewerteten Honoraren (43 in 
2011/2012) liegt die Mehrheit im Be-
reich von 15–20 €/UE. 27 oder 63 % 
der angegebenen Honorare sind hier an-
zutreffen. 12 Honorare liegen unter 15 €/ 
UE. 4 Honorarangaben von 2 Bildungs-
trägern liegen sogar unter 10 €/UE. 

Besonders private Sprachschulen wer-
ben mit dem Angebot von Kleingruppen 
(4–8 Teilnehmende). Doch die Klein-
gruppenarbeit allein kann die niedrigen 
Honorare nicht erklären. Denn die im In-
ternet veröffentlichen Preise von 7–9 €/ 
UE bringen dem Träger bei einer Grup-
pengröße von z. B. 5 Teilnehmenden 
immerhin Stundensätze von 35–45 €. 

Die in der vorliegenden Erhebung 
erstmals ausgewiesene Politische Bildung 
weist bei einem durchschnittlichen Ho-
norar von 42,52 €/UE eine große 
Spannbreite bei den tatsächlich gezahlten 
Honoraren aus. Sie reicht von 11,25 €/UE 
(für Jugendbildungsarbeit) bis zu 100 €/ 
UE (bei Betriebsräteschulungen). 

Auffällig sind die besonders niedri-
gen Honorare im Bereich von Jugendbil-
dungsmaßnahmen und entwicklungspoli-
tischen Seminaren. Mehr als 20 €/UE 
scheint in diesem Marktbereich nicht ge-
zahlt zu werden. 

Auf der anderen Seite befinden sich 
Seminare für betriebliche Interessenver-
tretungen und gewerkschaftliche Bil-
dungsmaßnahmen. Immerhin 12 oder  
50 % aller genannten Honorare liegen 
über 40 €/UE. Bis auf eine Ausnahme 
(Seminar für ehrenamtliche Richter) be-
treffen alle Angaben in diesem Bereich 
gewerkschaftliche Bildungsträger. 

Die berufliche Weiterbildung hat mit 
53,28 €/UE wie in den Vorjahren den 
höchsten durchschnittlichen Honorar-
satz. Die tatsächlich gezahlten Honorare 
liegen zwischen 15 €/UE und 217 €/ 
UE. Kein anderer Bildungsbereich weist 
eine derart hohe Spreizung bei den ge-
zahlten Honoraren aus. Der besonders 
hohe Durchschnittssatz wird von einigen 
Tagesseminaren verursacht. Immerhin 9 
angegebene Honorarsätze betragen 100 €/ 
UE oder mehr. Zwischen 20 und 40 €/ 
UE befinden sich mit 23 Nennungen 40 % 
aller eingegebenen Honorarsätze. Damit 
liegen diese Honorare in der beruflichen 
Weiterbildung im Schnitt zwar deutlich 
über den anderen Weiterbildungsberei-
chen. Gleichzeitig weichen sie deutlich 
vom Durchschnittswert in der berufli-
chen Weiterbildung nach unten ab. 

So bleiben nur zwei relativ kleine 
Marktsegmente übrig, die gute Honorare 
bieten: der Bereich der gewerkschaftli-
chen und politischen Bildung, der insti-
tutionell von Gewerkschaften, Stiftungen 
u. ä. Organisationen getragen wird. Und 
der Bereich der betrieblichen Weiterbil-
dung, der mit Tagesseminaren spezielle 
Themen für Unternehmen und Einzel-
personen bedient. 

In dieser Auswertung wurde der Be-
reich der Schülernachhilfe aufgrund ge-
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ringer Fallzahlen nicht aufgenommen. 
Bei 10 Nennungen beträgt das Durch-
schnittshonorar 10,61 €/UE, die Spanne 
der gezahlten Honorare beginnt bei 7 €/ 
UE und endet bereits bei 15 €/UE. 3 
Angaben lagen unter 10 €/UE. Selbst die 
wissenschaftliche Beratung durch Pro-
fessoren schützt hier nicht vor absoluten 
Dumpinghonoraren von 10 €/UE.  

Auch Honorarsätze im Fremdspra-
chenbereich zwischen 6,50 und 8,50 €/ 
UE, wie sie bei 2 Anbietern vorgefunden 
wurden, zeugen nicht gerade von Seriosi-
tät. Dazu gesellt sich noch ein TÜV zer-
tifizierter Anbieter von EDV-Kursen zu 
einem Honorarsatz von 7,50 €/UE. 

Für unter die unter den Mindestlohn 
Weiterbildung fallenden „Selbstständi-
gen“ sollten die gleichen Entlohnungs-
bedingungen gelten wie für die sozialver-
sicherungspflichtigen „abhängig Beschäf-
tigten“. Für den Bildungsträger darf die 
Entscheidung, ob eine Leistung durch 
angestelltes Personal oder durch Hono-
rarkräfte erbracht wird, nicht durch Kos-
tengesichtspunkte entschieden werden. 
Die Aufwendungen für eine Honorar-
kraft müssen für den Arbeitgeber min-
destens genauso hoch sein wie für einen 
festangestellten Beschäftigten. Nur dann 
wird die Entscheidung „Angestellt oder 
Honorarkraft“ nach sachlichen Kriterien 
(wer kann was unterrichten) entschieden. 

Der Mindestlohn muss nach den ge-
setzlichen Vorgaben in Form eines Stun-
denlohns ausgewiesen werden. Überträgt 
man den Stundenlohn auf eine 39 Stun-
denwoche, so ergibt sich daraus ein 
durchschnittlicher monatlicher Mindest-
lohn von 2.139,40 € für Westdeutschland 
und 1.901,25 € für Ostdeutschland. Für 
den Arbeitnehmer ergibt das ein Jahres-
brutto von 25.552,80 € (Westdeutsch-
land) bzw. 22.815,40 € (Ostdeutschland. 

Da Honorarkräfte die Sozialversiche-
rung (ohne Arbeitslosenversicherung) al-
lein von den Honorar bezahlen müssen, 

muss der Arbeitgeberanteil zur Sozial-
versicherung (ca. 19 %) noch dazu ge-
rechnet werden. Das ergibt einen Zu-
schlag für Honorarkräfte von 4.855,03 € 
für Westdeutschland und 4.334,85 € für 
Ostdeutschland. Als Jahreshonorar 
müssten demnach für eine Vollzeit arbei-
tende Honorarkraft gezahlt werden: 
30.407,83 € (West) bzw. 27.149,85 € 
(Ost). 

Was bedeutet das für den üblichen 
Honorarsatz? Von den 52 Wochen fallen 
bei sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten weg – 5 Wochen Urlaub nach dem 
Tarifvertrag – 2 Wochen für gesetzliche 
Feiertage – 1 Woche krankheitsbedingt. 
Die tatsächliche Arbeitsleistung beträgt 
daher 44 Arbeitswochen im Jahr. 

Geht man von einer durchschnittli-
chen Unterrichtsleistung von 25 Unter-
richtsstunden aus, kommt eine Vollzeit-
kraft bei 44 Unterrichtswochen auf 1.100 
Unterrichtsstunden im Jahr. Das Jah-
reshonorar für Selbstständige ist dem-
nach durch 1.100 Unterrichtstunden zu 
teilen, um ein vergleichbares Entgelt ge-
genüber sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten zu gewährleisten. Als Hono-
rar müsste dann gezahlt werden: 27,64 €/ 
UE für Westdeutschland und 24,68 
€/UE für Ostdeutschland. 

Nur bei Zahlung dieser Honorarsätze 
könnte von einer Gleichbehandlung von 
abhängig Beschäftigten und Hono-
rarkräften die Rede sein. Nur zur Erinne-
rung: Der durchschnittliche Honorarsatz 
in diesem Bereich beläuft sich bei den 
angegebenen Honoraren bei 19,16 €/ 
UE. Die Honorare müssten um gut 1/3 
oder 36 % erhöht werden, um unter-
schiedlich Beschäftigten gleichzustellen. 

Quelle: Peter Schulz-Oberschelp: Netz-
werk-Weiterbildung; Original mit Gra-
phiken: www.netzwerk-weiterbildung.info 

Stark gekürzt pf 8/12 
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Nachrichten 

Verbandsumfrage des Wuppertaler Kreises 
2012 – Bildungsträger erwarten weiter gute 
Ergebnisse bei Firmenschulungen und Semi-
naren 

Im Jahr 2011 haben über 1,25 Millionen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Veranstaltungen der Institute des Wup-
pertaler Kreises teilgenommen.  

Im Wuppertaler Kreis sind 50 Wei-
terbildungseinrichtungen der deutschen 
Wirtschaft, u.a. die Bildugswerke, zu-
sammengeschlossen.  

Die Mitglieder des Wuppertaler Krei-
ses erzielen zusammen einen Jahresum-
satz von 1,3 Milliarden Euro. Mit mehr 
als 11.800 eigenen Mitarbeitern und fast 
30.000 freien Dozenten führen sie jähr-
lich an 890 Standorten ca. 140.000 Ver-
anstaltungen durch. 

Jährlich nehmen über 1,25 Millionen 
Fach- und Führungskräfte der Wirtschaft 
an Seminaren, Tagungen und Lehrgän-
gen der Mitgliedsinstitute des Wupperta-
ler Kreises teil. Mit ihren Weiterbil-
dungsdienstleistungen erzielten die Insti-
tute 2011 gemeinsam einen Umsatz von 
knapp 1,3 Milliarden Euro. Mehr als 
11.800 fest angestellte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter und fast 30.000 freie 
Trainer und Dozenten sind für die Wei-
terbildungseinrichtungen tätig.  

Der Geschäftslage-Indikator Weiter-
bildung des Wuppertaler Kreises ist für 
das laufende Jahr 2012 weiterhin positiv. 
Vor allem im Bereich der offenen und 
firmeninternen Seminare waren die Wei-
terbildungseinrichtungen im Vorjahr und 
sind auch im laufenden Jahr 2012 sehr 
erfolgreich. Die Mehrzahl der Institute 
berichtet über steigende Umsätze und 
höhere Teilnehmerzahlen.  

Der Indikator des Wuppertaler Krei-
ses bildet die Erwartungen der Institute 
für die Geschäftsentwicklung ab, Werte 
unter 100 Prozent signalisieren, dass In-
stitute eine Verschlechterung ihrer Er-
tragslage er-warten, Werte über 100 Pro-
zent sprechen für eine positive Entwick-
lung. Dieser Indikator ist gegenüber dem 
Vorjahr noch einmal etwas gestiegen und 
liegt nun bei 125 Prozent.  

Die Weiterbildungseinrichtungen der 
Wirtschaft sind mit einem breiten Ange-
bot an Weiterbildungsangeboten, maßge-
schneiderten Projekten und ergänzenden 
Dienstleistungen strategischer Partner 
für die Personalentwicklung mittelständi-
scher Unternehmen. Mehr als 60 Prozent 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Seminaren des Wuppertaler Kreises 
stammt aus kleinen oder mittleren Un-
ternehmen mit bis zu 500 Beschäftigten.  

Vor dem Hintergrund der demografi-
schen Veränderungen und des Fachkräf-
temangels sind die Weiterbildungsein-
richtungen gefordert, die mittelständi-
schen Unternehmen zu unterstützen. 
Neben der verstärkten Gewinnung von 
Frauen für Führungspositionen ist auch 
die Integration von Menschen mit Be-
hinderung sowie die Gewinnung und 
Entwicklung ausländischer Arbeitnehmer 
für das Angebot von zunehmender Be-
deutung.  

Mehr als die Hälfte der Mitgliedsin-
stitute des Wuppertaler Kreises ist auch 
im Ausland aktiv. Das Spektrum reicht 
hier von Weiterbildungsdienstleistungen 
für deutsche Unternehmen im Ausland 
bis hin zu eigenen Niederlassungen, z. B. 
in China. Besonders positiv sind die Er-
fahrungen in der Zusammenarbeit mit 
internationalen Unternehmen: die Mehr-
zahl der Institute plant für die Zukunft, 
dieses Angebot auszubauen.  

Im Bereich der nach SGB-geför-
derten Maßnahmen erwarten die Institu-
te im laufenden Jahr hingegen einen wei-
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teren Umsatzrück-gang, da aufgrund der 
positiven Entwicklung auf dem Arbeits-
markt weniger Maßnahmen im Rahmen 
der Arbeitsmarktpolitik durchgeführt 
werden.  

Die vollständigen Ergebnisse der 
Verbands-Umfrage „Trends in der Wei-
terbildung“ bietet der Wuppertaler Kreis 
e. V. als Download auf seinen Internet-
Seiten unter www.wkr-ev.de. 

 
Quelle: Pressemeldung des Wuppertaler 
Kreises, Juli 2012 

pf 

„Ich freue mich, Ihnen mitteilen zu kön-
nen...“ 

Erfolgreiche Reakkreditierung der Studien-
gänge „Bachelor Erziehungswissenschaft“, 
„Master Erwachsenenbildung/Weiterbildung“ 
an der Fakultät Bildungswissenschaften der 
Universität Duisburg-Essen (UDE) 

In der Fakultät Bildungswissenschaften 
der Universität Duisburg-Essen wurden 
2012 die außerschulischen Studiengänge 
einer Überprüfung unterzogen und er-
folgreich reakkreditiert. Damit ist auch 
die Perspektive auf weitere sieben Jahre 
Studiengangs-Entwicklungen gesichert, 
die über das bereits 2005 eingerichtete 
universitätseigene System der Qualitäts-
entwicklung begleitet werden wird. 

Was hat sich verändert? Was ist ge-
blieben? Geblieben ist der konsekutive 
Charakter der aufeinander aufbauenden 
BA- und MA-Studiengänge. Doch statt 
des bisher in englischer Sprache durch-
geführten European Master of Adult 
Education als Parallel-Studiengang zum 
Master Studiengang Erwachsenenbildung 
in deutscher Sprache wird es in Zukunft 
nur noch einen Master Erwachsenenbil-
dung/Weiterbildung geben. Der aller-
dings erhält dann einen Schwerpunkt 
„Erwachsenenbildung in Europa“.  

Weitere Schwerpunkte im Master 
sind Politische Bildung und Partizipati-
on, Berufliche/betriebliche Weiterbil-
dung und Medienbildung. Von den vier 
Schwerpunkten können die Studierenden 
zwei wählen. Im 3. Semester findet damit 
eine inhaltliche Differenzierung sowie 
eine Profilbildung statt, um den unter-
schiedlichen Interessen gerecht zu wer-
den. In den zwei Semestern zuvor haben 
alle Studierenden dieselben Grundlagen 
zu erlernen. Es gehören dazu: Geschich-
te der Erwachsenenbildung, Theorien 
der Erwachsenenbildung, rechtliche 
Grundlagen der Weiterbildung sowie 
Management für Bildungseinrichtungen 
einschließlich Bildungsberatung, Evalua-
tion und Personalentwicklung. Didaktik, 
Methodik und die vier grundlegenden 
Arten des Zugangs zur Erziehungswis-
senschaft (anthropologisch, philoso-
phisch, soziologisch, kulturtheoretisch). 
Eine Forschungswerkstatt soll die metho-
dologische Kompetenz für Forschung 
und Wissenschaft über zwei Semester 
schulen. Schließlich ist Bildung als Ge-
genstand der Forschung zu konzeptuali-
sieren. Eigene Forschungsprojekte sind 
durchzuführen, die das Feld der Erwach-
senen- und Weiterbildung betreffen.  

Vorbereitet wird der Master durch 
den breit angelegten Bachelor Studien-
gang der Erziehungswissenschaft in 
sechs Semestern. Die möglichen Berufs-
felder werden durch Felderkundung, 
Zielgruppenarbeit sowie durch die Be-
schäftigung mit Strukturen und Verände-
rungen der Arbeitswelt erschlossen. Wei-
tere Themen im Verlaufe des Studiums 
sind Bildungs-, Erziehungs- und Lern-
prozesse, gesellschaftliche und psycholo-
gische Aspekte von Entwicklung, Sozia-
lisation und Lernen, Umgang mit Hete-
rogenität, Lernen mit Medien sowie Bil-
dungssoziologie, -ökonomie und -politik, 
außerdem Bildungs- und Lernberatung, 
Institution und Profession.  
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Mit Beginn des WS 2012/13 wird die 
neue Struktur in den Studiengängen um-
gesetzt werden. 

Anne Schlüter (gekürzt pf) 

Förderung für Weiterbildung: Neue Regeln in 
vier Bundesländern  

In vier Ländern gibt es mehr Geld für 
Weiterbildungswillige: Brandenburg, 
Rheinland-Pfalz und Sachsen haben ihre 
Förderprogramme erweitert oder umge-
staltet, Bremen hat eine Förderung erst-
mals eingeführt. test.de hat die wichtigs-
ten Änderungen für Sie zusammenge-
stellt.  

Brandenburg 
Gute Nachrichten für alle Brandenbur-
ger, die sich umfassend weiterbilden 
möchten. Die Förderhöchstgrenze von 
bislang 500 Euro entfällt. Sogar mehrjäh-
rige Weiterbildungen können aufgrund 
der neuen Förderrichtlinien mit bis zu 70 
Prozent vom Land finanziert werden. 
Den Zuschuss gibt es allerdings nur 
noch für Weiterbildungen, die mehr als 
715 Euro kosten und bis zum 31.3.2015 
abgeschlossen sein werden. Ebenfalls 
neu: Es wird nur noch eine Weiterbil-
dung pro Jahr gefördert, das Antragsver-
fahren läuft komplett online und alle 
Kurse und Seminare müssen von den 
Kursteilnehmern vorfinanziert werden. 

Bremen 
Das neue Programm heißt „Bremer Wei-
terbildungsscheck“ und fördert berufs-
bezogene Kurse und Weiterbildungen. 
Das Land Bremen zahlt bis zu 50 Pro-
zent der Weiterbildungskosten, die restli-
chen Kosten muss der Antragsteller oder 
sein Arbeitgeber aufbringen. Eine Son-
derregelung gibt es für Menschen ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung. Bei 
ihnen übernimmt Bremen bis zu 70 Pro-

zent der Kosten. Die Förderhöchstgren-
ze liegt in jedem Fall bei 500 Euro.  

Rheinland-Pfalz  
Der „QualiScheck“ ist erheblich ausge-
weitet worden. Bisher erhielten nur Mit-
arbeiter ab 45 Jahren finanzielle Zu-
schüsse für berufliche Weiterbildungen. 
Zum 1. August entfällt die Altersgrenze. 
Die Förderung von jährlich max. 500 € 
für eine Weiterbildung erhalten jetzt zu-
sätzlich auch „Mini-Jobber“, Kleinunter-
nehmer und Freiberufler, die nicht länger 
als fünf Jahre selbstständig sind. Mitar-
beiter des öffentlichen Dienstes können 
ebenfalls den „QualiScheck“ beantragen. 

Sachsen 
Arbeitslose, die weder Arbeitslosengeld I 
noch Arbeitslosengeld II (Hartz IV) er-
halten, können jetzt im Programm „Wei-
terbildungsscheck Sachsen für Nichtleis-
tungsempfänger“ einen Zuschuss von 80 
Prozent zur beruflichen Weiterbildung 
beantragen.  

Weitere Bundesländer 
Ähnliche Förderprogramme gibt es in 
weiteren Bundesländern. Und auch der 
Bund fördert die berufliche Weiterbil-
dung auf verschiedenen Wegen. Den 
Überblick verschafft das Special „Geld 
und Zeit für die Bildung“. 

Quelle: Pressemitteilung Stiftung Waren-
test 30.07.2012 

Mindestlohn für Aus- und Weiterbildungs-
branche – Verordnung passiert Bundeskabi-
nett und tritt am 1. August 2012 in Kraft 

Das Bundeskabinett hat am 4.7.2012 die 
von Bundesarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen vorgelegte Verordnung über 
zwingende Arbeitsbedingungen für Aus- 
und Weiterbildungsdienstleistungen zur 
Kenntnis genommen: 
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„Ich begrüße, dass jetzt auch die 
rund 30.000 Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in der Aus- und Weiterbil-
dung durch einen verbindlichen Min-
destlohn geschützt werden sollen. Die 
Menschen profitieren von einer klaren 
Grenze, die Lohndumping verlässlich 
verhindert, und die Arbeitgeber der 
Branche haben den Vorteil, dass im 
Wettbewerb die Qualität der Angebote 
wieder in den Vordergrund rückt, nicht 
der niedrigste Lohn.“ 

Der Geschäftsführer der Bundestags-
fraktion der SPD Hubertus Heil: 

„Es ist geschafft! Endlich ist die Zeit 
des Lohndumpings und des qualitätsauf-
zehrenden Kostenwettbewerbs in weiten 
Bereichen der Weiterbildung vorbei. Im 
letzten Jahr hat die SPD im Vermitt-
lungsausschuss zur SGB-II-Novelle mit 
voller Unterstützung der Gewerkschaf-
ten und vieler Trägerverbände die Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns 
in der Weiterbildung durchgesetzt. (…) 
Nach über einem Jahr des Zick-Zack-
Kurses und der Verzögerungen durch 
die schwarz-gelbe Koalition steht heute 
fest: der Mindestlohn kommt. Damit 
werden die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen vieler Menschen in der Branche 
besser und die Qualität der Bildungsan-
gebote gesichert. Allerdings sollte sich 
niemand etwas vormachen: ohne die 
SPD hätte es diesen Beschluss nicht ge-
geben. (…) Diese Koalition lehnt Min-
deststandards für eine menschenwürdige 
und auch aufgabenangemessene Entloh-
nung hart arbeitender Menschen aus ide-
ologischen Gründen ab. Vor allem die 
FDP hat immer wieder die Umsetzung 
des Mindestlohns blockiert. Es war über-
fällig, dass dies heute ein Ende gefunden 
hat. Nach insgesamt über drei Jahren 
gemeinsamen Kämpfens haben SPD und 
Gewerkschaften damit einen wichtigen 
Erfolg für die Beschäftigten in der Wei-
terbildung erzielt.“ 

Das zuständige ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Petra Gerstenkorn:  

„Das ist eine gute Nachricht für die 
rund 26.000 Beschäftigten. Damit ist der 
Weg frei, um flächendeckend tarifliche 
Mindeststandards zu etablieren und das 
Lohndumping in der Aus- und Weiter-
bildungsbranche zu stoppen.“ 

„Träger, die ihren Beschäftigten den 
Mindestlohn vorenthalten und auf Billig-
angebote setzen, haben kunftig ausge-
dient. Jetzt kann bei der Auswahl der 
Träger wieder stärker auf die Qualität ge-
achtet werden.“ 

 
Die Verordnung über zwingende Ar-
beitsbedingungen für Aus- und Weiter-
bildungsdienstleistungen ist zum 1. Au-
gust 2012 in Kraft getreten. Mit der Ver-
ordnung wird der Tarifvertrag, den die 
Zweckgemeinschaft von Mitgliedsunter-
nehmen des Bundesverbandes der Trä-
ger beruflicher Bildung e. V. mit ver.di, 
Bundesverwaltung und GEW im No-
vember 2011 abgeschlossen hat, für all-
gemeinverbindlich erklärt. 

Die Arbeitnehmer im pädagogischen 
Bereich erhalten demnach einen Min-
destlohn in Höhe von 11,25 Euro. Die 
Festsetzung des Mindestlohns berührt 
auch die Arbeit der Arbeitsagenturen in 
Sachsen-Anhalt und Thüringen, da die 
Maßnahmen häufig durch diese finan-
ziert werden. 

Der Chef der BA-Regionaldirektion 
Sachsen-Anhalt-Thüringen begrüßt die 
Aufnahme der pädagogischen Arbeit-
nehmer in der Aus- und Weiterbildungs-
branche in das Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz. Dadurch würden faire Wettbe-
werbsbedingungen bei Vergabeverfahren 
geschaffen und Dumpingpreise ausge-
schlossen.  

Durch die Rechtsverordnung gilt der 
Mindestlohn für alle in Deutschland täti-
gen Beschäftigten der jeweiligen Bran-
che. Dabei ist unerheblich, ob der Ar-
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beitgeber seinen Sitz im In- oder Aus-
land hat. 

Quelle: Pressemitteilungen Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales; Presse-
mitteilungen Bundesagentur für Arbeit; 
SPD; ver.di. 

pf 

DIE im Rahmen der Leibniz-Institute in Kiel, 
Berlin, Hannover und Bonn positiv evaluiert 

Der Senat der Leibniz-Gemeinschaft hat 
heute nach Abschluss der wissenschaftli-
chen Evaluierung von fünf Einrichtun-
gen der Leibniz-Gemeinschaft Bund und 
Ländern empfohlen, diese Einrichtungen 
weiterhin gemeinsam zu fördern.  

Das Deutsche Institut für Erwachse-
nenbildung (Bonn) soll allerdings bereits 
in vier Jahren erneut evaluiert werden. 
Das Leibniz-Institut für Kristallzüchtung 
und das Deutsche Rheuma-For-
schungszentrum in Berlin, das Leibniz-
Institut für Angewandte Geophysik in 
Hannover und das Institut für Weltwirt-
schaft an der Universität Kiel werden – 
wie auch sonst in der Leibniz-
Gemeinschaft üblich – in sieben Jahren 
erneut beurteilt. 

Jede Leibniz-Einrichtung wird regel-
mäßig extern evaluiert, spätestens alle 
sieben Jahre. International ausgewiesene 
Sachverständige, die durch schriftliche 
Unterlagen und bei einem Evaluierungs-
besuch informiert werden, bewerten die 
Leistungen und Strukturen jeder Einrich-
tung. Die Ergebnisse der Begutachtung 
werden in einem Bewertungsbericht 
festgehalten, zu dem die evaluierte Leib-
niz-Einrichtung Stellung nehmen kann. 
Auf dieser Grundlage verabschiedet der 
Senat der Leibniz-Gemeinschaft eine 
wissenschaftspolitische Stellungnahme, 
die Empfehlungen zur weiteren Förde-
rung enthält. Diese Senatsstellungnahme 
dient der Gemeinsamen Wissenschafts-

konferenz von Bund und Ländern 
(GWK) zur Überprüfung der Fördervo-
raussetzungen einer Leibniz-Einrichtung. 
Zusammen mit den Anlagen A (Darstel-
lung bzw. Zusammenfassung der schrift-
lichen Evaluierungsunterlage), B (Bewer-
tungsbericht) und C (Stellungnahme der 
Einrichtung zum Bewertungsbericht) 
wird die Senatsstellungnahme auf der In-
ternet-Seite der Leibniz-Gemeinschaft 
veröffentlicht. Alle beteiligten Gremien 
sind ausschließlich mit Personen besetzt, 
die nicht an Leibniz-Einrichtungen tätig 
sind.  

Zu den Stellungnahmen des Senats 
der Leibniz-Gemeinschaft zum DIE im 
Einzelnen: 

„Das Deutsche Institut für Erwach-
senenbildung – Leibniz-Zentrum für Le- 
benslanges Lernen (DIE) in Bonn stellt 
forschungsbasierte Dienstleistungen für 
die Weiterbildungspraxis bereit und führt 
darüber hinaus eigenständige For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten zu 
Themen des lebenslangen Lernens 
durch. Den Wissenstransfer von For-
schungsergebnissen in die Weiterbil-
dungspraxis bewertet der Senat als sehr 
gut. Außerdem begrüßt er, dass sich die 
Nachwuchsförderung des Instituts ver-
bessert hat. Defizite sieht der Senat aller-
dings hinsichtlich der forschungsstrategi-
schen Entwicklung des Instituts. Dies 
schlage sich nieder in einer international 
nicht hinreichend sichtbaren Publikati-
onsleistung, einer geringen Quote von 
Fördermitteln der DFG und der Nicht-
berücksichtigung des DIE bei zentralen 
nationalen und internationalen Studien 
zu allgemeinen Bildungsfragen. Derzeit 
befinde sich das Institut im Umbruch. 
Nach der Emeritierung des bisherigen 
Leiters sei die wissenschaftliche Leitung 
derzeit unbesetzt. Unter der neu zu beru-
fenden Leitung sollen, so der Senat, die 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
im Rahmen eines Strategieprozesses 
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deutlich gestärkt werden. Zudem emp-
fiehlt er die Einrichtung einer zweiten 
wissenschaftlichen Leitungsposition und 
eine Intensivierung der Kooperationsbe-
ziehungen mit den benachbarten Univer-
sitäten sowie mit anderen Leibniz-
Einrichtungen, um stärker von der Pro-
filbildung der Leibniz-Gemeinschaft in 
der Bildungsforschung zu profitieren. 
Die empfohlenen Maßnahmen müssen 
nun zügig und konsequent umgesetzt 
werden. Der Senat empfiehlt Bund und 
Ländern, die gemeinsame Förderung des 
Instituts fortzusetzen, die nächste Über-
prüfung der Fördervoraussetzungen al-
lerdings bereits 2016 vorzunehmen. 

Quelle: iwd 
pf 

Hinweis 

Hochschulzugang für Berufstätige 

Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat 
sich 2009 auf bundeseinheitliche Min-
deststandards für die Zulassung von Stu-
dieninteressierten mit beruflicher Quali-
fizierung geeinigt. In Nordrhein-
Westfalen (NRW) erfolgte die Umset-
zung durch die Verordnung über den 
Hochschulzugang für in der beruflichen 
Bildung Qualifizierte 2010: Wer eine be-
rufliche Erstausbildung abgeschlossen 
und mehrjährige Berufserfahrung besitzt, 
kann ein Studium in einem Fachgebiet 
aufnehmen, das in einem direkten Zu-
sammenhang mit seiner beruflichen 
Qualifikation steht. Wer über eine beruf-
liche Aufstiegsfortbildung (z. B. Techni-
ker, Meister) verfügt, erhält danach einen 

prüfungsfreien und uneingeschränkten 
Hochschulzugang zu allen Studiengän-
gen. 

Eine Studie der Hans-Böckler-Stif-
tung (Anja Buchholz/Bärbel Heidbre-
der/Linda Jochheim/Manfred Wannöf-
fel: Hochschulzugang für Berufstätige – 
Exemplarisch analysiert am Beispiel der 
Ruhr- Universität Bochum Düsseldorf 
2012) beschäftigt sich mit der Frage, wie 
diese Neuregelungen an der Ruhr-
Universität Bochum (RUB) umgesetzt 
wurden.  

Insbesondere sollte ermittelt werden, 
welche Rahmenbedingungen für die er-
folgreiche Aufnahme eines Studiums an 
der RUB vorliegen müssen. „Die Studie 
steht im Kontext der bildungspolitischen 
Debatte um die Entstehung eines ein-
heitlichen europäischen Hochschulrau-
mes, der sowohl auf eine bessere Ver-
gleichbarkeit der jeweiligen nationalen 
Bildungsabschlüsse als auch auf eine er-
höhte Durchlässigkeit zwischen allge-
meiner, beruflicher und hochschulischer 
Bildung auf nationaler und europäischer 
Ebene abzielt. Angestrebt werden euro-
paweit anerkannte Bildungs- und Zu-
gangswege, die mit Hilfe des Europäi-
schen Qualifikationsrahmens (EQR) und 
des Deutschen Qualifikationsrahmens 
(DQR) abgebildet werden sollen. Der 
DQR ist bildungsbereichsübergreifend 
konzipiert, wobei bei der Zuordnung 
von unterschiedlichen Qualifikationsni-
veaus alle formalen Qualifikationen des 
deutschen Bildungssystems in den Berei-
chen Schule, Berufliche Bildung, Hoch-
schulbildung und Weiterbildung einbe-
zogen werden.“  

Die formale Annäherung und eine 
verstärkte Durchlässigkeit zwischen den 
traditionell getrennten Bildungsbereichen 
Hochschule und Berufliche Bildung hat 
bereits begonnen. Das zeigt die vorlie-
gende Studie am Beispiel der Ruhr-
Universität Bochum (RUB). Entspre-
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chende formale Zugangsregelungen zum 
Studium ohne Abitur und der Anerken-
nung beruflich erworbener Kompeten-
zen wurden an der RUB zum Winterse-
mester 2010/2011 umgesetzt.  

Im Wintersemester 2010/2011 waren 
an der RUB 30 beruflich qualifizierte 
Studierende eingeschrieben. 11 davon 
hatten ihr Studium nach der neuen 
Hochschulzugangsverordnung der RUB 
aufgenommen. Bei insgesamt 34.024 
Studierenden im Wintersemester 2010/ 
2011 liegt der Anteil der Studierenden, 
die über eine berufliche Qualifizierung 
an die RUB kamen, bei gerade einmal 
0,09 Prozent an allen Studierenden.  

Der wichtigste Grund für die Auf-
nahme eines Studiums ist die persönliche 
Weiterentwicklung und die fachliche/ 
berufliche Weiterqualifizierung. Verbes-
serte Karrierechancen oder höhere Ein-
kommenserwartungen spielten dagegen 
kaum eine Rolle. 82 Prozent gaben an, 
dass ihre Erwartungen an ein Studium 
bisher eher erfüllt wurden. Jeder Dritte 
studiert ein Fach, das nicht in unmittel-
barem Zusammenhang mit seinem be-
ruflichen Bildungsabschluss steht. Ein 
erfolgreiches Studium erfordert daher 
häufig Brücken- und Vorbereitungskur-
se, um das Studium erfolgreich zu begin-
nen.  

Die meisten Studierenden aus dieser 
Gruppe üben während des Studiums ihre 
berufliche Tätigkeit weiter aus. Diese be-
sondere Situation erfordert die Entwick-
lung von berufsbegleitenden Studien-
formaten im Regelstudienangebot, um 
das Studium flexibel an die Anforderun-
gen der Berufstätigkeit anpassen zu kön-
nen. Zudem sind flankierende sozialver-
sicherungsrechtliche, arbeits- und tarif-
vertragliche Regelungen erforderlich, die 
die Unterbrechung beziehungsweise Re-
duzierung der Berufstätigkeit und die 
Aufnahme eines Hochschulstudiums 
fördern. 

„Die Öffnung der Hochschule für 
den Dritten Bildungsweg stellt damit ei-
ne komplexe gesellschaftspolitische Auf-
gabe dar, die zukünftig in enger Koope-
ration zwischen den Universitäten, der 
Wirtschaft, der Politik und den Verbän-
den der Sozialpartner zu bewältigen ist.“  

Quelle: www.boeckler.de/pdf/p_arbp_ 
188.pdf 

pf 

Personalia 

Ein ganzes Dorf ausgebildet 

WeggefährtInnen würdigten Werner 
Lenz, den längstdienenden Professor für 
Erwachsenenbildung in Österreich an-
lässlich seiner Emeritierung von der 
Universität Graz. 

Werner Lenz verlässt nach 28 Jahren 
als Professor für Erziehungswissenschaf-
ten mit besonderer Berücksichtigung der 
Erwachsenenbildung seine Wirkstätte 
und tritt die Pension an. Am 22. Juni 
versammelten sich rund 100 Gäste zu ei-
ner feierlichen Rückschau auf ein der 
Erwachsenenbildung gewidmetes Berufs-
leben – unter ihnen die steirische Lan-
desrätin Kristina Edlinger-Ploder, der 
ehemalige Rektor der Universität Graz 
Alfred Gutschelhofer sowie zahlreiche 
AbsolventInnen und Kooperationspart-
nerInnen aus dem In- und Ausland. 
Laudator Gerhard Bisovsky, Generalsek-
retär des Verbandes österr. Volkshoch-
schulen, beschrieb Lenz als Beobachter, 
Analytiker, Vernetzer und als einen, der 
etwas bewegen konnte: „Du hast die 
Erwachsenenbildung mit von ihrem 
Mauerblümchendasein befreit und ins 
Zentrum der Gesellschaft gerückt“. 
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Bienenkönigin eines ganzen Dorfes 
Werner Lenz wurde 1944 in Wien gebo-
ren und studierte dort Pädagogik, Poli-
tikwissenschaft und Psychologie. Ab 
1972 war er zunächst Universiätsassistent 
an der Universität Wien, dann in Kla-
genfurt. 1984 wurde er zum Professor 
für Erziehungswissenschaften an der 
Universität Graz und damit zum Grün-
dungsleiter der Abteilung Erwachsenen-
bildung berufen. Mit dieser Berufung be-
gann eine intensive Phase der Verwissen-
schaftlichung der Erwachsenenbildung in 
Österreich. Lenz zeichnet für – zusam-
mengezählt – über 800 AbsolventInnen 
von Diplom- und Doktoratsstudien ver-
antwortlich und hat damit deutlich zur 
Professionalisierung des Feldes beigetra-
gen. „Du hast ein ganzes Dorf ausgebil-
det, sagte mir eine Absolventin“, so der 
Geehrte selbst im Rahmen der Feier. Ein 
Bild, das eine Mitarbeiterin von Lenz in 
die Analogie des Bienenstaats kleidete 
und Lenz somit – sehr zum Gaudium 
der Gäste – zur „Bienenkönigin“ erhob. 
Mit Lenz sei die Art der „Grazer Apis 
Andragogiensis“ geboren worden. 
 
Lenz als Sparringspartner 
VertreterInnen des Instituts und der 
Universität würdigten Lenz insbesondere 
ob seiner Haltungen und seines Schaf-
fens als Gründungsdekan der Fakultät 
für Umwelt-, Regional- und Bildungswis-
senschaften (URBI). „Lenz ist nicht bei 
jedem Konflikt eingeschritten,“ berichte-
te etwa der Altrektor Gutschelhofer, des-
sen „Sparringspartner“ (Gutschelhofer) 
Lenz bei der Fakultätsgründung war. 
„Ich habe das als entdecken lassendes 
Lernen interpretiert“. Ein Zitat, mit dem 
auch die nachfolgende Dekanin Barbara 
Gasteiger-Klicpera etwas anzufangen 
wusste, angesichts der Fußstapfen, in die 
sie trete. Sie erinnerte auch an Lenz' 
Provokationen: „Er wollte, dass man für 
Unbildung zahlen müsse, nicht für Bil-

dung!“ Institutsvorständin Cornelia 
Wustmann dankte Lenz für einen wich-
tigen Gedanken: Wenn wir den Körper 
täglich bewegen, warum trainieren wir 
dann so wenig unseren Intellekt und 
Verstand? Wer die Dummköpfe gegen 
sich habe, verdiene Vertrauen, gab sie 
ihm mit Jean-Paul Sartres Worten noch 
mit in den Ruhestand.  
 
Verantwortung der Bildung: Eigenständig-
keit 
Die deutsche Erziehungswissenschaftle-
rin Christine Zeuner war als Festrednerin 
geladen und nutzte die Gelegenheit, um 
über Verantwortung und Erwachsenen-
bildung zu reflektieren. Die Erwachse-
nenbildung habe eine Verantwortung, 
Orientierung zu schaffen und Verhältnis-
se durch das Lernen zu verändern, mo-
nierte sie. Unter Verweisen auf die 
Schriften von Werner Lenz forderte sie 
eine Abwendung von einem mechanisti-
schen Bildungsverständnis ein: Verant-
wortung heiße auch, Eigenständigkeit 
und Autonomie zu entwickeln. Die Er-
wachsenenbildung solle sich nicht als 
bloße Vermittlungsinstanz des Lernens 
Erwachsener verstehen, sondern immer 
das große Ganze im Blick haben. 
 
Das Wichtigste: soziales Verantwortungsge-
fühl 
„Ich wollte bei den Studierenden und 
MitarbeiterInnen das Selbstvertrauen 
und ihr Gefühl für soziale Verantwor-
tung stärken“, schreibt Lenz selbst – 
sinngemäß wiedergegeben – in der für 
ihn gestalteten Festschrift. Werner Lenz 
hat sich einen Ruf als überaus aktiver 
Autor und Herausgeber erworben, sein 
Performance Record an der Uni Graz 
weist alleine 19 wissenschaftliche Fach- 
oder Lehrbücher aus, dazu 30 Herausge-
berwerke oder auch eine Fülle populär-
wissenschaftlicher Veröffentlichungen in 
Medien wie dem ORF. Viele kennen sei-
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ne Arbeiten über Bildung und gesell-
schaftlichen Wandel, aber auch die ersten 
Lehrbücher zur Erwachsenenbildung in 
Österreich gehen auf ihn zurück. Die in-
ternationale Ausrichtung des nunmehri-
gen Emeritus wurde beispielsweise durch 
eine umfangreiche Reisetätigkeit und 
Schriften hierüber dokumentiert, aber 
auch durch Kooperationen. 
 
Ausgezeichnet mit dem Staatspreis 
Der Universität hinterlässt er als letztes 
professorales Werk eine neu gegründete 
URBI-Fakultät, seinen LeserInnen ein 
weiteres Plädoyer für humanistische, 
aufklärerische und emanzipatorische Bil-
dung – mit seinem neuesten Buch „Bil-
dung – eine Streitschrift“, erschienen 
2012 im Löcker-Verlag. Das Lebenswerk 
von Werner Lenz wurde im Vorjahr mit 
dem Staatspreis für Erwachsenenbildung 
2011 ausgezeichnet. In der Würdigung 
der Jury wurde er unter anderem als die 
zentrale Figur der universitären Erwach-
senenbildung/ Weiterbildung bezeichnet, 
die darüber hinaus international bekannt 
und anerkannt sei. Ein Eindruck, den 
viele durch ihre Anwesenheit bei der 
Verabschiedung dokumentierten. Bei s 
viel Anerkennung erlaubte sich Werner 
Lenz eine Pointe zum Abgang: „Ich 
danke für alles, was nicht gesagt wurde.“ 

Quelle: erwachsenenbildung.at, 27.07.2012, 
Wilfried Hackl, Online-Redaktion 

Republik Österreich ehrt zwei Erwachsenen-
bildner 

Mit Christian Kloyber und Wilhelm Filla 
wurden zwei bekannte Persönlichkeiten 
der österreichischen Erwachsenenbildung 
mit hohen Ehrungen ausgezeichnet. 

Christian Kloyber, Bildungsentwick-
ler am Bundesinstitut für Erwachsenen-

bildung und Wilhelm Filla, ehem. Gene-
ralsekretär des Österr. Volkshochschul-
verbandes, erhielten in den vergangenen 
Wochen ein hohes Ehrenzeichen der 
Republik. 

 
In Basisbildung verdient gemacht 
Sein Engagement für den Zweiten Bil-
dungsweg, für Alphabetisierung und Ba-
sisbildung und den Dialog Lebenslangen 
Lernens sowie sein Beitrag zur Aufarbei-
tung der Geschichte des „Bürglguts“ – 
jenes Anwesen, auf dem sich das Bun-
desinstitut für Erwachsenenbildung be-
findet – waren gute Gründe, um Christi-
an Kloyber das Goldene Ehrenzeichen 
für Verdienste um die Republik Öster-
reich zu verleihen. Der Erwachsenen-
bildner, Lateinamerikanist, von vielen 
sehr geschätzte, philosophisch geistrei-
che Kooperations- und Gesprächs-
partner widmet sich am bifeb) und dar-
über hinaus der Entwicklung innovativer 
Bildungsangebote für die Aus- und Wei-
terbildung von ErwachsenenbildnerIn-
nen und ist unter anderem auch Fachre-
dakteur des „Magazin erwachsenenbil-
dung.at“.  
 
Bildung als Wert per se 
Auch der Bildungsforscher und Erwach-
senenbildner Wilhelm Filla, bis 2012 Ge-
schäftsführer des Verbands Österreichi-
scher Volkshochschulen (wir berichteten 
mehrfach), erhielt eine besondere Aus-
zeichnung des Bundes – das Große Eh-
renzeichen für Verdienste um die Repub-
lik Österreich. Anlass dieser Auszeich-
nung war Nationalratspräsidentin Barba-
ra Prammer zufolge sein immerwähren-
des Bestreben, das Credo der Volks-
hochschulen umzusetzen, nämlich „Bil-
dung als Wert per se“ zu behandeln. 

Quelle: 13.07.2012, Bianca Friesenbich-
ler, Online-Redaktion erwachsenenbil-
dung.at 18.07.2012 


